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Mündliche Anfrage –  Stärkung von Zuwanderergruppen / 15.07.2015/                                                                   ____________________________________________________________________________________


ES GILT DAS GESPROCHENE WORT

BVV am 15.07.2015
Mündliche Anfrage der BV Suka

Frage

1.
Wie bewertet das Bezirksamt das bezirksorientierte Programm des Senats zur Einbeziehung ausländischer Sinti und Roma (Bezirksorientiertes Programm bzw. Aktionsplan zur Einbeziehung ausländischer Roma)? 

Ich beantworte die Frage wie folgt:
Zur Beantwortung der Mündlichen Anfrage habe ich um Zuarbeit der Abteilung Bildung, Kultur und Sport gebeten. Für die übersandte Stellungnahme, die ich an einigen Stellen zitieren werde, in Teilen aber auch in meine Beantwortung eingearbeitet habe, möchte ich mich bei der stellvertretenden Bezirksbürgermeisterin Kaddatz bedanken. 

Eine erste Strategie für Wanderarbeiter wurde 2010 vom Senat erarbeitet. 2010 wurde eine Anlaufstelle für europäische Wanderarbeiter und Roma in Berlin geschaffen. Damals ist man tatsächlich ausschließlich von Wanderarbeiterinnen und Wanderarbeiter ausgegangen. Eine andere Perspektive ergibt sich aber, wenn man über Menschen spricht die sich in Berlin  im Rahmen der EU-Arbeitnehmerfreizügigkeit eine neue Lebensperspektive aufbauen wollen.
Am 7. August 2012 hat der Berliner Senat die „Berliner Strategie zur Einbeziehung ausländischer Roma“ beschlossen. In diesem Rahmen ist auch der „Berliner Aktionsplan zur Einbeziehung ausländischer Roma“ entwickelt worden. 

Im September 2012 wurde eine verwaltungsinterne, ressortübergreifende und bezirksoffene Lenkungsgruppe gebildet, in der die verantwortlichen Senatsverwaltungen für Arbeit, Integration und Frauen, für Bildung, Jugend und Wissenschaft, für Finanzen, für Gesundheit und Soziales, für Inneres und Sport, für Stadtentwicklung und Umwelt sowie die Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Forschung sich gemeinsam mit besonders stark betroffenen Bezirken auf ein Verfahren zur Erarbeitung des Aktionsplans verständigt haben. Mit folgende Handlungsfelder im Fokus: Jugend, Arbeit, Ausbildung, Gesundheit und Wohnen.

Träger mit langjähriger fachlicher Erfahrung auf diesem Gebiet haben in den letzten Jahren immer wieder berichtet wie Behörden (Ausländerbehörde)  den Aufenthalt von Familien aus den EU-Ländern immer wieder auf ihre Freizügigkeit überprüft haben. Außerdem ist deutlich geworden, dass die Menschen die über die EU-Arbeitnehmerfreizügigkeit  eingereist sind, unter unvorstellbaren Wohnverhältnissen wohnen (Miete pro Matratze oder überfüllte heruntergekommene Wohnungen). 
Der Aktionsplan ist kein Instrument, welches im Fall von sog. „Schrottimmobilien“ zu einer Verbesserung der Wohnverhältnisse beitragen kann. Dazu bedarf es rechtlicher Mittel und die Novellierung von Gesetzen bsp. Wohnungsaufsichtsgesetz.
Die stellv. BzBm’in Kaddatz nimmt für die Abteilung Bildung, Kultur und Sport zu Frage 1 wie folgt Stellung:

Der Schulträger hat zwar nur sehr kurzfristig auf eine Anfrage der SenAIF vom 10.12.2014 mit Fristsetzung zur Anmeldung von Projekten reagieren können, mit Schreiben vom 17.12.14 über das BzBm-Büro aber folgendes deutlich gemacht

„…Zum Themenschwerpunkt –Verbesserung der sozialen Integration durch umfassende Beratungsstellen- ist seit 2012 der Einsatz bzw. die Beantragung von Sprach- und Kulturmittlern bei der Senatsbildungsverwaltung nachgefragt worden, unabhängig von der Schwerpunktsetzung für die Roma-Community. In diesem Zusammenhang bleibt weiterhin offen, welche Daten die im Schreiben vom 10.12.2014 benannten 6 Bezirke als Schwerpunktbereiche für diese Klientel ausweisen, da Tempelhof-Schöneberg ebenfalls zahlreiche Roma- und Sinti-Familien versorgt. Dem Schulträger ist nicht bekannt, auf welcher Grundlage die Zugehörigkeit von Neuzugängen erhoben wird und damit verbunden offenbar nur einige Bezirke bei der Verteilung von Mitteln bevorzugt behandelt werden.

Für den Schulträger Tempelhof-Schöneberg und die bezirklichen Schulen, die seit 2010 eine Verdreifachung bei der Beschulung von Kindern ohne Deutschkenntnisse (derzeit 34 Kleinklassen) erfahren haben und damit berlinweit den zweitgrößten Beitrag leisten, ist nicht nachvollziehbar, weshalb hier eine Sonderstellung für die Roma-Community geschaffen wird. Es muss berlinweites Anliegen sein, jegliche Eingliederung von Kindern ohne Deutschkenntnisse und deren Familien, unabhängig der ethnischen oder religiösen Herkunft, zu gewährleisten.

Es wird daher um Prüfung zur kurzfristigen Unterstützung des Bezirkes mit Sprach- und Kulturmittlern gebeten bzw. entsprechende Hinweise an die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen, die Schwerpunktsetzung im Rahmen des Aktionsplanes für den Mitteleinsatz 2015 ff. nochmals zu überdenken. „

In einem daraufhin stattfindenden Telefonat Anfang Januar 2015 konnte der SenAIF durch den Schulträger dargelegt werden, dass mittlerweile auch verstärkt im Bezirk Tempelhof-Schöneberg –insbesondere in der Region Schöneberg- Zuzüge von Familien der Zuwanderergruppe Roma erfolgen und entsprechender Bedarf zur Unterstützung durch Sprach- und Kulturmittler bei Behördengängen und im Zuge der Beschulung in Lerngruppen an den Schulstandorten besteht. 

Daraufhin erhielt der Bezirk am 24.2.2015 die Information, dass der Träger Amaro Foro e.V. über das Bezirksorientierte Programm des Aktionsplan Roma zu den Themenfeldern „Einführung der Familien in die deutschen Kultur- und Gesellschaftsverhältnisse; Sprachmittlung an Schulen und bei prekären Wohnverhältnissen“ sowie bei dem wohnungspolitischen Projekt zur Grunewaldstraße 87 im Bezirk eingesetzt werden kann.

Insofern ist der Schulträger zunächst dankbar, dass nunmehr seit Frühjahr 2015 diese Unterstützung für die Familien und betreffenden Schulen angeboten werden kann.

Unabhängig davon ist noch nicht gesichert, ob auch in den Folgejahren der Einsatz der Sprach- und Kulturmittler mittels Finanzierung durch die SenAIF erfolgen kann.
2.
War der Bezirk in der Erarbeitung des Konzepts beteiligt bzw. ist es in der Phase der Umsetzung beteiligt? Wenn ja, in welcher Form?
In der Lenkungsgruppe waren besonders betroffene Bezirke in Berlin beteiligt. Tempelhof-Schöneberg war hier nicht beteiligt. 
Abfragen des Bezirks Tempelhof-Schönebergs an die einzelnen Abteilungen ergaben in der Vergangenheit keinen weiteren Bedarf. Die letzte Abfrage erfolgte im Dezember 2014, dem Bereich der Bezirksbürgermeisterin wurde, bis auf die Abteilung Bildung, Kultur und Sport, kein weiterer Bedarf an zusätzlichen Mitteln zur „Verwendung zusätzlicher Bundesmittel im Zusammenhang mit Zuzügen aus Südosteuropa“   gemeldet. 

Die entsprechende Zuarbeit der Abteilung Bildung, Kultur und Sport hatte ich bereits vorgetragen. 
Nach dem Mitte Februar 2015 der Bedarf deutlich gemacht und gemeldet wurde konnten beim Senat Mittel akquiriert werden. Der Senat beauftragte, nach Absprache mit dem Bezirk die Träger Phinove e.V. und Amaro Foro e.V..
Der erst genannte Träger für die Sprachmittlung und Beratung an den Schulen: Spreewald-Grundschule; Teltow-Grundschule; Scharmützelsee-Grundschule; GS am Barbarossaplatz; Gemeinschaftsschule Schöneberg .

Der Zweite für folgende Tätigkeiten in der Grunewaldstr. 87:  die Beratung und Sprachmittlung zum Schulzugang und jegliche weitere Ämter  wie Gesundheit, Jugend, Jobcenter etc. und für die  Beratung Mietrecht.

Zusatzfragen:
1.
Welche schulbezogenen Maßnahmen zur Unterstützung von Schülerinnen und Schüler, resp. ausländische Sinti und Roma, werden in unserem Bezirk durchgeführt, wer führt diese durch bzw. wie wird der Träger ausgewählt?
Wie bereits in Frage 2 beantwortet, erfolgte die Auswahl der Träger durch den Senat, gemeinsam mit dem Bezirk. 

Phinove e.V.  ist für die Sprachmittlung und Beratung an den Schulen zuständig.
Amaro Foro e.V. ist für folgende Tätigkeiten in der Grunewaldstr. 87 beauftragt worden:  die Beratung und Sprachmittlung zum Schulzugang und jegliche weitere Ämter  wie Gesundheit, Jugend, Jobcenter etc. und als auch für die  Beratung Mietrecht.
Die beiden Träger werden über das Bezirksorientierte Programm des Aktionsplan Roma „Einführung der Familien in die deutschen Kultur- und Gesellschaftsverhältnisse; Sprachmittlung an Schulen und bei prekären Wohnverhältnissen“ durch die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen finanziert.
2.
Welche Ressourcen stehen dem Bezirk zur Verfügung, um Maßnahmen/Aktivitäten zur Stärkung von Zuwandergruppen (Roma und Sinti) durchzuführen?

Bis auf die Drittmittel für die beiden Träger gab es im Bezirk bisher keine weiteren gezielten Ressourcen.
Die Förderrichtlinien zur Verbesserung der sozialen Eingliederung

von freizügigkeitsberechtigten neuzugewanderten Unionsbürgern/-innen, deren Kindern sowie von wohnungslosen und von Wohnungslosigkeit bedrohten Personen im Rahmen des Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Personen (EHAP) sind diese Woche veröffentlicht worden. 
Das Anliegen des EHAP ist eine bessere soziale Eingliederung von besonders benachteiligten Personen. Über EHAP-Mittel geförderte Aktivitäten erfüllen eine Brückenfunktion zwischen den Zielgruppen und bereits bestehenden Beratungsstrukturen. Sie setzen niedrigschwellig an und umfassen in erster Linie Beratungsleistungen. Eine materielle Unterstützung ist nicht vorgesehen.

Ab sofort bis zum 14. August können sich mögliche Projektträger am Interessenbekundungsverfahren beteiligten. Auch Kommunen können eine Interessensbekundung einreichen. Abteilungen die Bedarf an einer solchen Bekundung haben, steht das Büro der Integrationsbeauftragten beratend zur Seite.

Die stellvertretende Bezirksbürgermeisterin Kaddatz ergänzt in ihrer Stellungnahme, dass auch beim Schulträger weder personelle noch finanzielle Ressourcen zur Verfügung stehen um Maßnahmen und Aktivitäten zur Stärkung von Zuwandergruppen (Roma und Sinti) durchzuführen.

Frau Kaddatz führt in ihrer Stellungnahme weiter aus:

Zudem betrifft der über die SenAIF angekündigte Europäische Hilfsfonds (EHAP) ab 2016 über das BMAS lediglich bereits bestehende Projekte/Träger, die insbesondere den Schwerpunkt Integration durch Beratungsstellen bzw. soziale Integration von Obdachlosen bzw. von Wohnungslosigkeit Betroffener abdecken sollen.

Somit ist die zuvor noch enthaltene geplante Zielsetzung -Betreuung zugewanderter Kinder, Verbesserung von Bildungschancen, außerschulische sozialpädagogische Hilfen- nahezu ersatzlos entfallen und damit nicht mehr auf die Bedarfe bei der Beschulung von Kindern/Jugendlichen der Roma-Community anwendbar.

